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Die  Beziehungen zwischen  der  Europäischen  Union  und der  NATO entwickelten  sich 
weiterhin eher schwerfällig. Sie werden auf der interinstitutionellen Ebene formal durch 
den  türkisch-zypriotischen  Konflikt  blockiert.  Das  fehlende  Sicherheitsabkommen  mit 
Zypern zwingt die Europäische Union und das Bündnis dazu, informelle Treffen unter 
Beteiligung Zyperns abzuhalten. Gleichwohl kooperierten beide Organisationen auf der 
operativen Ebene in Krisengebieten wie Afghanistan, auf dem Balkan oder bei der Einhe-
gung der Piraterie im Indischen Ozean. Insgesamt trafen alte Probleme wie zum Beispiel  
Fähigkeitslücken auf neue wie der Umgang mit Cybersicherheit. Insbesondere der gewalt-
same Konflikt  in  der  Ukraine stellte  die  Europäische  Union  und die NATO vor  neue 
Herausforderungen.  Dazu  zählt  auch  die  Frage,  wie  der  hybriden  Kriegführung durch 
Russland begegnet werden soll.

Institutionelle Herausforderungen und konzeptionelle Entwicklungen

Offiziell ist seit Jahren davon die Rede, dass Europäische Union und NATO angesichts 
gemeinsamer Werte und Interessen eine strategische Partnerschaft pflegen. Den Rahmen 
dafür bilden die gemeinsame Erklärung von NATO und Europäischer Union zur Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) vom 16. Dezember 2002 und das 
Berlin-Plus-Abkommen vom 17.  März  2003.  Die  Umsetzung dieses  Anspruchs  in  die 
Realität ist jedoch schwierig. Sowohl das neue strategische Konzept der NATO von 2010 
als auch das Kommuniqué der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union von 
Dezember 2013 betonen die Komplementarität der GSVP mit der NATO „im vereinbarten 
Rahmen  der  strategischen  Partnerschaft  zwischen  der  EU  und  der  NATO  und  unter 
Achtung der  jeweiligen Entscheidungsautonomie und Verfahren weiter(zu)entwickeln.“1 
Die Verbesserung der erforderlichen Mittel und der Aufrechterhaltung eines ausreichenden 
Investitionsniveaus bleiben allerdings eine Herausforderung.

Im Vorfeld des Verteidigungsgipfels des Europäischen Rats im Juni 2015 hebt die Hohe 
Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogher-
ini, in ihrem Bericht einerseits Fortschritte der GSVP wie etwa die intensivierte Zusam-
menarbeit mit der NATO hervor, nennt andererseits aber auch Probleme wie die mäßigen 
Fortschritte bei der schnellen Krisenreaktion.2 Möglichkeiten für eine engere Kooperation 
mit  der  NATO  sieht  sie  vor  allem in  den  Bereichen  hybride  Kriegführung,  maritime 
Sicherheit und Cybersicherheit. Fähigkeitsprobleme betreffen unter anderem die bis heute 
noch nie eingesetzten EU-Battlegroups, die Generierung ziviler und militärischer Kräfte 
und die Anwendung von Artikel 44 des Vertrags von Lissabon, der es einer Gruppe von 
Staaten ermöglicht, im Namen der Europäischen Union zu intervenieren.

1 Europäischer Rat: Europäischer Rat (Tagung vom 19./20. Dezember  2013). Schlussfolgerungen,  EUCO 
217/13, S. 2.

2 Federica Mogherini:  Head of the Agency report ahead of the June 2015 EC, abrufbar unter:  http://eeas.
europa.eu/csdp/documents/pdf/report-ahead_european-defence-agency.pdf (letzter Zugriff: 3.8.2015).
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Die konzeptionellen Entwicklungen im Berichtszeitraum betreffen das Thema Europäi-
sche Armee und das strategische Konzept der NATO, den sogenannten Comprehensive 
Approach, ein Ansatz zum effektiven Krisenmanagement, bei dem sowohl zivile als auch 
militärische Mittel zum Einsatz kommen. Wurde ersteres noch 2013 am Rande des Ver-
teidigungsgipfels vom britischen Premierminister David Cameron medial als Popanz in 
Szene gesetzt, um im eigenen Lande Punkte bei den EU-Skeptikern zu sammeln,3 spielt es 
mittlerweile keine Rolle mehr. Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker forderte zwar 
im März 2015 die Gründung einer europäischen Armee,4 doch fand er damit kaum Reso-
nanz. Die Gründe dafür sind vielfältig: Sie reichen von rechtlichen Bedenken und fehlen-
dem politischen Willen bis hin zu bündnispolitischen, normativen und sicherheitspolitisch-
kulturellen Hindernissen.5

Mit Blick auf den Comprehensive Approach, der seitens der NATO bereits 2006 auf 
dem Gipfel in Riga beschlossen wurde, übernahm die Europäische Union später dieselbe 
Terminologie, aber mit unterschiedlicher Bedeutung. Auf dem NATO-Gipfel in Lissabon 
im November 2010 hatte die NATO angekündigt, ihren Beitrag zu einem Comprehensive 
Approach zu verstärken. Zwei Jahre später beschloss sie, eine zivil-militärische Zelle für 
Krisenmanagement in ihrem Hauptquartier einzurichten. Der NATO geht es vor allem um 
eine bessere Zusammenarbeit mit Partnerländern, internationalen Organisationen, Nicht-
regierungsorganisationen (NRO), lokalen Akteuren in Krisengebieten und nicht zuletzt mit 
der Europäischen Union.6 Letztere wiederum ist seit  vielen Jahren darum bemüht, ihre 
Strukturen und Prozesse so zu reformieren, dass sie ihre Vielzahl an außen- und sicher-
heitspolitisch relevanten Instrumenten effizienter und effektiver einsetzen kann. Es geht ihr 
hauptsächlich um eine bessere interne Koordinierung als Voraussetzung für wirksameres 
auswärtiges Handeln, wobei die GSVP nur eines der Instrumente ist. Die Schlussfolgerun-
gen  des  Rates  der  Europäischen  Union  im Mai  2014  betonen  einmal  mehr,  dass  „in 
Krisen- und Konfliktsituationen und in fragilen Staaten (…) ein derartiger umfassender 
Ansatz, der eine rasche und wirksame Reaktion der EU – auch in Form von Konfliktverhü-
tung – ermöglicht, besonders dringend erforderlich [ist].“7 Ein solcher Ansatz macht aller-
dings nur Sinn, wenn er in eine Gesamtstrategie eingebunden ist. Der Versuch der Umset-
zung  eines  solchen  umfassenden  Vorgehens  erfolgte  im  Mai  2015  mit  der  neuen 
europäischen Migrations-Agenda, die von der Hohen Vertreterin und den Kommissaren 
für Migrationspolitik und Grundrechte vorgestellt wurde.8

Operative Aktivitäten

Die  parallel  geführten  Missionen  der  Europäischen  Union  und  NATO  in  Afghanistan 
wurden im Berichtszeitraum fortgesetzt. Während sich die NATO weiterhin im Bereich 

3 Bruno Waterfield: David Cameron fights off EU army plan, in: The Telegraph, 19.12.2013.
4 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Konflikt mit Russland. Juncker fordert Gründung einer europäischen Ar-

mee, 8.3.2015.
5 Hans-Georg Ehrhart:  Europäische Armee: eher Chimäre als  Vision!,  in:  Ines-Jacqueline Werkner/Janet 

Kursawe/Margret Johannsen/Bruno Schoch/Marc von Boemcken (Hrsg.): Friedensgutachten 2014, Berlin 
2014, S. 87-99.

6 North Atlantic Treaty Organization: A „comprehensive approach“ to crises, 13.11.2014,  abrufbar  unter: 
http://www.nato.int/cps/en/natolive/topics_51633.htm (letzter Zugriff: 3.8.2015).

7 Rat der  Europäischen  Union: Schlussfolgerungen des Rates zum umfassenden Ansatz der EU.  Brüssel,  
12. Mai 2014, Dok. 9644/14.

8 Bruxelles2Pro: Agenda Migrations. Quand la PSDC devient un outil clé d’une aproche „compréhensive“, 
15.5.2015.

552 Jahrbuch der Europäischen Integration 2015

http://www.nato.int/cps/en/natolive/topics_51633.htm


Die Europäische Union und die NATO

militärischer  Sicherheit  und  des  Polizeiaufbaus  für  Aufstandsbekämpfung  engagierte, 
konzentrierte sich die Europäische Union im Rahmen der European Union Police Mission 
in Afghanistan (EUPOL Afghanistan) auf die Reform des Innenministeriums, die Profes-
sionalisierung der afghanischen Nationalpolizei im Sinne des zivilen ‘community policing’ 
und die Verbindung von Polizei- und Justizreform.9 2014 wurde der Einsatz um zwei Jahre 
verlängert.

Die sicherheits- und integrationspolitischen Aktivitäten in Bosnien-Herzegowina und im 
Kosovo wurden ebenfalls fortgesetzt. Nach schweren Unruhen im Frühjahr 2014 beschloss 
die Europäische Union, Bosnien-Herzegowina bei der Erarbeitung eines wirtschaftlichen 
Reformprogramms  und  von  Reformen  bezüglich  rechtsstaatlicher  Strukturen  und  des 
Wahlrechts stärker zu unterstützen. Die Europäische Union setzte ihre einzige militärische 
Operation im Rahmen der GSVP, die nach dem Berlin-Plus-Abkommen mit Unterstützung 
der NATO durchgeführt wird, fort. Die Aufgaben bestehen in der Gewährleistung eines 
sicheren  Umfelds,  der  Ausbildung  der  bosnischen  Armee  und  der  Unterstützung  der 
umfassenden EU-Strategie für Bosnien-Herzegowina.10

Im  Kosovo  ergänzten  sich  die  Aktivitäten  von  Europäischer  Union  und  NATO. 
Während erstere im Mai 2014 die Verhandlungen über ein Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen abschließen und den Normalisierungsprozess zwischen Kosovo und Ser-
bien  durch die Implementierung des  Normalisierungsabkommens voranbringen konnte, 
wurde die zivile GSVP-Mission EULEX bis Juni 2016 verlängert. In der zweiten Hälfte 
2015 soll untersucht werden, wie das Engagement fortgesetzt werden soll, welche anderen 
EU-Instrumente eingesetzt  und welche Aufgaben an die lokalen Autoritäten übergeben 
werden können. Die von der NATO geführte KFOR-Truppe trug mit rund 4.500 Einsatz-
kräften zur Gewährleistung eines sicheren Umfeldes bei.

Im Bereich der maritimen Sicherheit setzten NATO und die Europäische Union ihre 
Operationen zur Eindämmung der Piraterie vor dem Horn von Afrika beziehungsweise im 
Indischen Ozean fort. Sowohl die NATO-Marinemission Operation Ocean Shield als auch 
die European Union Naval Force (EU NAVFOR) Somalia – Operation Atalanta wurden 
bis 2016 verlängert. Sie koordinieren ihre Aktivitäten zusammen mit den USA vor allem 
im Rahmen der  Kontaktgruppe zur Bekämpfung der  Piraterie vor der  Küste Somalias, 
deren Vorsitz die Europäische Union im Jahre 2014 von den USA übernahm.11 Die Euro-
päische Union ist  darüber hinaus mit der  von den USA unterstützten Trainingsmission 
EUTM Somalia in Somalia und mit einer zivilen Mission zur Verbesserung der maritimen 
Kapazitäten  in  Ostafrika  engagiert.  Dabei  verfolgt  sie  einen  umfassenden  Ansatz,  der 
Sicherheit und Entwicklung als eine Einheit sieht.12 Dass maritime Sicherheit im Zeitalter 
der Globalisierung auch zu einem wichtigen EU-Thema wurde, zeigte die Verabschiedung 

9 Europäischer Auswärtiger Dienst: Common Security and Defence Policy. EU Police Mission in Afghanis -
tan.  Factsheet,  Februar  2015,  abrufbar  unter:  http://eeas.europa.eu/csdp/missions-and-operations/eupol-
afghanistan/pdf/eupol-afghanistan_factsheet_2015-02_en.pdf (letzter Zugriff: 3.8.2015).

10 Europäischer Auswärtiger Dienst: European Union Common Security and  Defence Policy.  EU military 
operation in Bosnia and Herzegovina (Operation EUFOR ALTHEA), Januar 2015, abrufbar unter: http://
eeas.europa.eu/csdp/missions-and-operations/althea-bih/pdf/factsheet_eufor_althea_en.pdf (letzter  Zu-
griff: 3.8.2015).

11 Europäischer  Auswärtiger  Dienst:  Joint  Statement  EU  US  Summit.  Brüssel,  26.  März  2014,  Dok. 
140326/02.

12 Hans-Georg Ehrhart/Kerstin Petretto: Stabilizing Somalia: can the EU’s comprehensive approach work?, 
in: Hans-Georg Ehrhart/Hendrik Hegemann/Martin Kahl (Hrsg.): Putting Security Governance to the Test, 
London/New York 2015, S. 61-76.
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einer maritimen Sicherheitsstrategie am 24. Juni 2014. Darin wird die Notwendigkeit einer 
Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und der NATO betont.13

Nach der Intervention der NATO und dem dadurch verursachten Sturz des Regimes von 
Muhamed al Gaddafi in Libyen verlangt die desolate Lage dieses Krisenlandes einerseits 
internationales Engagement. Anderseits schrecken sowohl die Europäische Union als auch 
die  NATO vor  einer  stärkeren  Verwicklung in die  zunehmend konfliktreichen  inneren 
Angelegenheiten des Landes zurück. Alle Versuche, die beiden konkurrierenden Regierun-
gen in Libyen mit der Hilfe der UNO zur Bildung einer Einheitsregierung zu bewegen, 
scheiterten bislang. Die Europäische Union hat in dieser Angelegenheit einen Sonderbe-
auftragen  ernannt,  Erkundungsgespräche  über  die  Wiederaufnahme der  Verhandlungen 
über ein Assoziierungsabkommen begonnen, ca. 100 Mio. Euro an Programmgeldern zur 
Verfügung gestellt  und die Grenzsicherungsmission European Union Border Assistance 
Mission (EUBAM) entsandt, die jedoch 2014 wegen der brisanten Sicherheitslage nach 
Tunis verlegt werden musste. Zudem unterstützt sie die UN-Mission in Libyen (UNSMIL). 
Die NATO will  sich wiederum erst  im Lande engagieren,  wenn die Sicherheitslage es 
zulässt.

Ukrainekonflikt als ‘game changer’

Die  russische  Politik  gegenüber  der  Ukraine,  die  ihren  vorläufigen  Höhepunkt  in  der 
völkerrechtswidrigen Annexion der Krim fand, stellte NATO und die Europäische Union 
vor  große  Herausforderungen.  Wie  sollten  beide  auf  diese  neue  Form des  russischen 
Vorgehens,  das  man  als  „hybride  Kriegführung“ bezeichnet,  reagieren?  Wie  kann  der 
Krieg in der Ostukraine befriedet werden? Welche strategischen Schlüsse sind aus dieser 
Entwicklung zu ziehen? In der Verurteilung des russischen Vorgehens bestand Konsens, 
aber was die konkreten Reaktionen betraf, gingen die Meinungen in der NATO und in der  
Europäischen Union auseinander.

Erforderte die Politik Moskaus für die einen eine grundlegende Neubewertung des bila-
teralen Verhältnisses und seiner Absichten, beschworen die anderen die Notwendigkeit der 
Krisendiplomatie  und  einer  weniger  harten  Reaktion.  In  der  NATO  bekamen  jene 
Aufwind, die bereits seit langem über die unzureichenden Verteidigungsausgaben klagen, 
und jene, die für eine stärkere Konzentration auf den Kernauftrag der NATO, die Bündnis-
verteidigung, plädieren. Die mittelosteuropäischen Staaten fühlen sich in einem weitaus 
höheren Maße von Russland bedroht als die weiter westlich gelegenen Bündnispartner. 
Während man in der NATO diskutierte, ob Russland künftig als Gegner oder gar wieder  
als  Feind  einzustufen  sei,  bemühten  sich  insbesondere  die  Europäische  Union  sowie 
Deutschland und Frankreich darum, die Krise diplomatisch einzuhegen. Das hinderte sie 
aber nicht daran, Sanktionen gegen russische und ukrainische Verantwortliche zu verhän-
gen und weitergehende Wirtschaftssanktionen anzudrohen, falls Russland nicht zur Dees-
kalation der Lage beitrage. Mehrere EU-Mitglieder wie etwa Deutschland, Großbritannien 
und Schweden stoppten ihre Rüstungskooperation mit Moskau.14

Nach  dem Ende  des  militärischen  Engagements  in  Afghanistan  fokussiert  sich  die 
NATO wieder stärker auf die Bündnisverteidigung. Sie begann mit der Umsetzung des in 
Wales  beschlossenen  Aktionsplans.  Dieser  sieht  unter  anderem  die  Verstärkung  der 

13 Rat der Europäischen Union: Strategie der Europäischen Union für maritime Sicherheit. Brüssel, 24. Juni 
2014, Dok.11205/14.

14 Andrew Rettman: Several EU states impose arms ban on Russia, in: EUobserver, 7.7.2014.
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Luftraumüberwachung im Osten, Hilfe für den Aufbau der militärischen Infrastruktur und 
einer Very High Readiness Joint Task Force (VJTF) und das Abhalten von Manövern nach 
Art. 5 des Nordatlantikvertrags in den ostmitteleuropäischen Mitgliedstaaten vor. Der For-
derung nach der Stationierung einer schweren Kampfbrigade seitens der baltischen Staaten 
entsprach die NATO aber nicht. Insbesondere Berlin befürchtet, dass das diplomatische 
Krisenmanagement durch einen offenen Bruch der NATO-Russland-Grundakte zusätzlich 
erschwert  würde.  Allerdings  erwägen die  USA die  Einlagerung von Material  für  eine 
Panzerbrigade in den östlichen Mitgliedsländern.

Zudem kochte durch die Krise sowohl in der NATO als auch in der Europäischen Union 
die Frage der engeren Anbindung der östlichen Nachbarstaaten und der Erweiterung beider 
Organisationen wieder hoch. NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg bekräftigte die Posi-
tion der NATO, dass jeder Staat grundsätzlich die freie Bündniswahl habe und die NATO 
ihrerseits souverän darüber entscheide.15 Eine Bündnismitgliedschaft der Ukraine schätzen 
sowohl die NATO als auch die USA als kurzfristig nicht aktuell ein. Die langfristige Opti -
on bleibt aber – zum Leidwesen Russlands –, wie bereits 2008 in Bukarest grundsätzlich 
beschlossen, bestehen. Dementsprechend hob das ukrainische Parlament den blockfreien 
Status des Landes im Dezember 2014 auf. Die von Moskau ebenfalls kritisch beäugte EU-
Erweiterungspolitik und die Östliche Partnerschaft  wurden fortgesetzt.  Bundeskanzlerin 
Angela Merkel stellte auf dem EU-Gipfel mit den Ländern der Östlichen Partnerschaft im 
Mai 2015 in Riga allerdings klar, dass „die Nachbarschaftspolitik der EU (...) kein Instru-
ment zu ihrer Erweiterung [sei]“.16

Hybride Kriegführung und europäische Sicherheitsordnung als Herausforderung

Der Ukrainekonflikt entwickelt sich zunehmend als „game changer“ der Politik von Euro-
päischer Union und NATO gegenüber Russland. Unbestreitbar hat er die Jahrzehnte alten 
Grundlagen  der  europäischen  Friedens-  und  Sicherheitsordnung  erschüttert.  Nach  der 
verdeckten Intervention Russlands und der Annexion der Krim ist der Konflikt im Osten 
des Landes in eine bewaffnete Auseinandersetzung übergegangen, die trotz der Vereinba-
rungen von Minsk I und II über einen Waffenstillstand auf kleiner Flamme weitergeht und 
bis Mitte 2015 bereits über 6.300 Gefallene verursachte. Es stellt sich also die dringende 
Frage, wie die künftige Friedens- und Sicherheitsarchitektur beschaffen sein soll. Und vor 
allem: Welche Rolle soll Russland zukommen und welche will es eigentlich übernehmen?

Bislang galt die Erkenntnis, dass europäische Sicherheit ohne Russland nicht zu haben 
sei. Moskau hat den Eindruck, dass der Westen seine Sicherheitsinteressen, wenn über-
haupt, nur rhetorisch anerkennt, faktisch seine eigenen Interessen zu Lasten der russischen 
aber  höher  bewertet.  Die  befürchtete  Hinwendung  Kiews  zum Westen  und  die  damit 
absehbaren Mitgliedschaften in der Europäischen Union und NATO hätten aus dieser Sicht 
Russland in eine geostrategisch so prekäre Lage manövriert, dass entschiedenes Handeln 
notwendig erschien.17 Der Westen ist sich mit seiner Politik der Normübertragung durch 
Demokratieförderung und Wirtschaftsreform einerseits und zunehmender Sicherheitsko-
operation anderseits keiner Schuld bewusst und reagiert mit verstärkter Unterstützung für 

15 North  Atlantic  Treaty  Organization:  Joint  Press  Conference  with  NATO  Secretary  General  Jens 
Stoltenberg and  Supreme  Allied  Commander  Transformation  General  Jean-Paul  Paloméros,  25.  März 
2015.

16 Zeit Online: Merkel dämpft Hoffnungen auf EU-Beitritt, 21.5.2015.
17 Präsident der Russischen Föderation: Conference of Russian ambassadors and permanent representatives,  

1.7.2014, abrufbar unter: http://eng.kremlin.ru/news/22586 (letzter Zugriff: 3.8.2015).
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die zwischen der Europäischen Union und Russland liegenden Länder. So lange aber beide 
Seiten die jeweils  andere als nicht  kooperativ  oder gar  aggressiv wahrnehmen,  ist  der 
Aufbau einer stabilen Friedens- und Sicherheitsordnung nicht möglich.

Der erste Schritt in die richtige Richtung wäre die Aufnahme von Verhandlungen über 
einen  Gewaltverzicht  und  die  Durchführung  von  sicherheits-  und  vertrauensbildenden 
Maßnahmen. Das setzt aber ein Ende der Kämpfe in der Ukraine voraus. Der institutionel-
le Rahmen für die Behandlung des Problems steht mit der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit  in  Europa  (OSZE)  bereits  zur  Verfügung.  Diese  hat  gleich  mehrere 
Vorteile: Russland und die USA sind in ihr gleichberechtigt vertreten und die Europäische 
Union unterstützt sie seit Jahren und hat mit 28 Mitgliedern eine vergleichbar starke Posi-
tion. Die OSZE verfügt zudem über entsprechende Instrumentarien und Verfahren und ist 
bereits mit Zustimmung Russlands in der Ukraine mit einer insbesondere von der Europäi-
schen Union finanziell und materiell unterstützten Sonderbeobachtungsmission aktiv.18 Im 
Rahmen des OSZE-Forums für Sicherheitskooperation könnten Gespräche über die Ver-
minderung von Konfliktrisiken durch hybride Kriegführung, also die Kombination von 
(Des)Informationsoperationen, verdecktem Einsatz von Spezialkräften, Unterstützung von 
Aufständischen, Cyberattacken, Mobilisation lokaler  Bevölkerungsgruppen, wirtschaftli-
chem Druck, Waffenlieferungen und militärischen Drohgebärden, geführt werden. Da der 
Westen im Irak, Libyen und Syrien ebenfalls eine indirekte Interventionsform praktizierte 
beziehungsweise noch praktiziert, läge es nahe, sich mit Russland über ein entsprechendes 
Regelwerk zu verständigen. Das ist aber bestenfalls Zukunftsmusik. Bislang denken Euro-
päische Union und NATO vor allem über eine engere Zusammenarbeit bei der Abwehr 
hybrider  Bedrohungen  nach.  Dementsprechend  beschlossen  die  NATO-Verteidigungs-
minister am 25. Juni 2015 sich eng mit der Europäischen Union über hybride Herausforde-
rungen zu koordinieren.19
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